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Im August 2002 veranstalteten die Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) und das Japanisch-Deutsche Zentrum Berlin (JDZB) in Zusammenarbeit mit Verbraucherzentrale Bundesverband (vzbv), dem Dachverband der deutschen Verbraucherzentralen, in Berlin das 1. Deutsch-Japanische Verbraucherforum. Von japanischer Seite nahmen daran SHODANREN CJ Consumers Japan und vier weitere Verbraucherorganisationen teil. Zur Vertiefung dieses Dialogs hat diesmal die japanische Seite, vertreten durch SHODANREN CJ, in Tokyo ein Symposium organisiert, dessen Hauptthema die rechtlichen Instrumente des Verbraucherschutzes sind, insbesondere das – kollektive und individuelle – Klagerecht von Verbraucherorganisationen. Ein solches Klagerecht ist in Deutschland etabliert, muss in Japan aber erst noch durchgesetzt werden. 
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Aktivitaeten und Klagerechte von Verbraucherorganisationen

in Deutschland und Japan

Symposium am Montag, 16. Februar, 13:30~16:45 Uhr

in: Shufu Kaikan PlazaF, 2.Tiefgeschoss, am JR Bhf Yotsuya, Kojimachi Exit

Adresse: 15 Rokubancho, Chiyoda-ku, Tokyo 102-0085

Simultanuebersetzung: Deutsch / Japanisch 

Veranstalter: 

SHODANREN.CJ Consumers Japan, Cabinet Office, Quality-of-Life Bureau,

Friedrich-Ebert-Stiftung (FES), Japanisch-Deutsches Zentrum Berlin (JDZB)

Programm: 

(1)   Helke HEIDEMANN-PEUSER, Referatsleiterin Wirtschaftsrecht, Verbraucherzentrale Bundesverband (vzbv)


“Organisation, Aktivitaeten und Rolle des vzbv in Deutschland”
(2) Christoph ROEMER, Dipl. oec. troph., Ernaehrungsreferent,

Verbraucherzentrale Berlin (vz Berlin)


“Organisation, Aktivitaeten und Rolle der vz Berlin”
(3)   Toshiko KANDA, Generalsekretaerin, SHODANREN.CJ 


“Organisation, Aktivitaeten und Rolle von SHODANREN in Japan”
(4)   Helke HEIDEMANN-PEUSER, Referatsleiterin Wirtschaftsrecht, vzbv
    “System und Praxis des rechtlichen Verbraucherschutzes in Deutschland, 

         insbesondere das Klagerecht der Verbraucherorganisationen”
(5)   Prof. Dr. Hans-W. MICKLITZ, Director, Instisute of Consumer and European Law, Berlin

                                      Professor at Bamberg University
“Einordnung und Bewertung der rechtlichen Instrumente des Verbraucherschutzes in Deutschland im Vergleich zur EU und anderen europaeischen Staaten”
(6)
Diskussion
	Helke Heidemann-Peuser

	Geboren:10.06.1954 in Köln

1972 Abitur am erzbischöflichen Gymnasium St Angela, Bad Münstereifel

1972 bis 1978 Studium der Rechtswissenschaften an der Rheinischen Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn

September 1978 Erstes juristisches Staatsexamen an der Johannes-Gutenberg-Universität Mainz

1978 bis 1981 Referendarausbildung beim Kammergerichtspräsidenten in Berlin

Februar 1981 Zweites juristisches Staatsexamen in Berlin 

1981 bis 1983 Referentin für Wettbewerbsrecht im Verbraucherschutzverein e. V. in Berlin

1983 bis 2001 Leiterin der Abteilung „Allgemeine Geschäftsbedingungen“ im Verbraucherschutzverein

Seit 2001 Leiterin des Referats Wirtschaftsrecht im Verbraucherzentrale Bundesverband e. V. 

Diverse Veröffentlichungen in Fachzeitschriften, insbesondere zum Recht der Allgemeinen Geschäftsbedingungen sowie zum Klagerecht der Verbraucherverbände nach Artikel 1 § 3 Nr. 8 RBerG in „Verbraucher und Recht“ (VuR), ferner zur Zulässigkeit von Datenschutzklauseln  in „Datenschutz und Datensicherheit“ (DuD), Kommentierung des Unterlassungsklagengesetzes im Praxiskommentar zur Schuldrechtsmodernisierung


	Christoph RÖMER (ROEMER)

	Jahrgang 1951

Nach Schulausbildung, Lehre als Koch und Dienst bei der Bundeswehr

Studium der Oecotrophologie 

Schwerpunkt Verbraucherberatung und Konsumentenbildung,

Abschluss als Diplom-Oecotrophologe (Dipl. oec. troph.)

Seit 1981 Ernaehrungsreferent in der Verbraucherzentrale Berlin e.V. 

Spezielle Taetigkeit im Bereich Oeffentlichkeitsarbeit/Medien,

Mitarbeit in diversen Gremien, u.a. in Fachbeiraeten der Stiftung Warentest,

Arbeitskreis Lebensmittel und Ernaehrung beim Verbraucherzentale Bundesverband.


	Prof. Dr. Hans-W. MICKLITZ

	Jean Monnet Chair of Private Law and European Economic Law at the University of Bamberg, Germany.

Head of the Institute of European Economic and Consumer Law (VIEW) in Berlin.

Studies of law and sociology in Mainz, Lausanne/Geneva (Switzerland), Giessen and Hamburg.

Consultancies for OECD in Paris, UNEP Geneva Switzerland/Nairobi Kenya and CI (Consumers International) Den Haag Netherlands/Penang Malaysia.

Study visits at the University of Michigan, Ann Arbor, Jean Monnet Fellow at the European University Institute Florence, Italy and visiting professor at the Somerville College at the University of Oxford.

Main field of activities:European Law, International Economic Law, Consumer Law.

Main publications:
with N.Reich, Consumer Legislation in the FRG, Van Nostrand Reinold, 1980; Der Reparaturvertrag, J.Schweitzer Verlag, 1984(Dissertation);

with Ch.Joerges/J.Falke/G.Brüggemeier, Die Sicherheit von Konsumgütern und die Entwicklung der Europäischen Gemeinschaft, Nomos 1988;
- with N. Reich, European Space Activities - ESA-Convention and the Internal Market, Nomos 1989;
with St.Weatherill, European Economic Law, Dartmouth, 1997; with Norbert Reich, Die Fernabsatzrichtlinie im deutschen Recht, Nomos 1998


	Toshiko Kanda

	June 1986 to June 1996:

Director, Saitama Co-op of Consumers’ Cooperative Union 

During her term of office, she held various posts, e.g., member of national goods management section of Japanese Consumers' Co-operative Union, and member of Saitama Environmental Education Council.

November 2000:
Qualified as consultant in consumer affairs.

April 2001 to May 2002:

In charge of food safety in Shodanren CJ (Consumer Japan)

May 2002:
Secretary General Shodanren CJ (Consumer Japan)


3. Organisation, Aktivitaeten und Rolle des vzbv in Deutschland 
Helke HEIDEMANN-PEUSER
Referatsleiterin Wirtschaftsrecht, Verbraucherzentrale Bundesverband (vzbv)

Der Verbraucherzentrale Bundesverband
 ist das Ergebnis einer Strukturreform der Verbraucherarbeit in Deutschland aus dem Jahre 2000, durch die drei Bundesorganisationen, nämlich die Arbeitsgemeinschaft der Verbraucherverbände e.V., der Verbraucherschutzverein e.V. und die Stiftung Verbraucherinstitut zu einem Bundesverband zusammen geschlossen wurden. 

Der vzbv ist die bundesweite Dachorganisation der 16 Verbraucherzentralen und 23 weiterer sozial orientierter Verbände, wie etwa dem Deutschen Hausfrauenbund oder der Arbeiterwohlfahrt. Finanziert wird seine Arbeit größtenteils aus Mitteln des Bundesministeriums für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft. Im Jahre 2002 betrug die Zuwendung 7,7 Millionen Euro. Hinzu kamen Einnahmen aus dem Verkauf von Publikationen sowie Projektmittel in Höhe von ca. 900 000 Euro. Der Gesamtetat betrug. 8,6 Millionen Euro.
 Der vzbv verfügt über 74 Planstellen. Der Sitz des Verbandes ist in Berlin.

Zu den Aufgaben (Folie) des  Verbraucherzentrale Bundesverbandes gehören die Interessenvertretung der Verbraucher in der Öffentlichkeit und gegenüber Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft, ferner die berufliche Qualifikation in der Verbraucherarbeit durch Schulungsmaßnahmen für Multiplikatoren sowie die Wahrnehmung der Verbandsklagebefugnis nach dem Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) und dem Unterlassungsklagengesetz (UKlaG). 

Der vzbv ist aktives Mitglied des europäischen Verbraucherverbandes BEUC
 und als Mitglied im Rat von Consumers International (CI)
 vertreten, dem Weltverband der Verbraucherorganisationen.

4. Organisation, Aktivitaeten und Rolle der Verbraucherzentrale Berlin
Christoph Roemer

Dipl. oec. troph., Ernaehrungsreferent, Verbraucherzentrale Berlin (vz Berlin)

- Kurzfassung -

Die Verbraucherzentrale Berlin, eine von 16 deutschen Verbraucherzentralen, ist ein eingetragener Verein mit 30 Mitarbeitern. Sie wird vorwiegend aus oeffentlichen Mitteln finanziert. Ihre Aufgabe ist es, Konsumenten zu beraten und zu informieren und ihre Interessen gegenüber Anbietern, Behoerden und der Politik zu vertreten und zu vermitteln. Sie nutzt dazu auch zahlreiche Gremien auf lokaler, nationaler und internationaler Ebene.

Im Mittelpunkt der Beratung steht die „Hilfe zur Selbsthilfe“.

Neben einer intensiven Oeffentlichkeitsarbeit hat die Verbraucherzentrale Berlin drei Beratungsbereiche, die  jeder Verbraucher, unabhaengig von einer Mitgliedschaft im Verein, nutzen kann:

- Verbraucherrecht und Finanzdienstleistungen

- Lebensmittel und Ernaehrung

- Bau-/Wohn- und Energieberatung.

Der Schwerpunkt liegt in dem Bereich Verbraucherrecht und Finanzdienstleistungen, nicht zuletzt auch deshalb, weil es die finanzielle Situation vieler Buerger in dieser Zeit nicht erlaubt, sich anwaltlich beraten zu lassen. 

Zu diesem Bereich gehoeren neben der allgemeinen Rechtsberatung hauptsächlich die Gebiete Spar- und Anlageberatung, private Altersvorsorge, Versicherungen, Baufinanzierung, Kreditrechts-, Schuldner- und Insolvenzberatung sowie die medizinisch-juristische Patienten- und Pflegeberatung.

Die Bedeutung der Verbraucherzentrale ergibt sich auch aus den zahlreichen Legitimationen und Befugnissen, mit denen sie ausgestattet ist, wie z. B. der               

- Legitimation zur aussergerichtlichen Rechtsberatung und Rechtsbesorgung, der     

- Klagebefugnis, fremde und abgetretene Forderungen gerichtlich einzuziehen, 

   sofern eine solche Klage dem Verbraucherschutz insgesamt dient oder der    

- Klagebefugnis bei unlauterem Wettbewerb und irrefuehrender Werbung.

Da die Verbraucherzentrale nicht von Prozesskosten befreit ist, sind der Ausuebung der Klagebefugnisse allerdings durch eine knappe finanzielle Ausstattung enge Grenzen gesetzt. Zudem operieren Firmen, die durch unserioese Praktiken auffallen, oft vom Ausland aus und koennen sich so dem Zugriff entziehen.

Die Verbraucherzentrale ist zudem bescheinigende Stelle für den Verbraucher-konkurs und qualifizierte Einrichtung und damit anspruchberechtigte Stelle auf Unterlassung und auf Widerruf bei verbraucherschutzwidrigen Praktiken. 

Sie ist im Mahn- und Vollsreckungsbescheid als einzige Anlaufstelle zur aussergerichtlichen Klaerung der Rechtslage genannt.

Im Gegensatz zur allgemeinen und speziellen Rechtsberatung ist der Bereich „Lebensmittel und Ernaehrung“ eher aktions- und kampagnenorientiert.

Der Bereich beschaeftigt sich in erster Linie nicht mit der Beratung ueber richtige Ernaehrung, sondern beschaeftigt sich mit Fragen „rund um die Lebensmittel“. Neben der Lebensmittelsicherheit, die bei Lebensmittelskandalen und aehnlichen Vorkommnissen wie BSE und Vogelgrippe ein reichhaltiges Betaetigungsfeld fuer die Mitarbeiter darstellt,  ist jedoch auch hier Lebensmittelrecht, Kennzeichnung und Reklamation ein Schwerpunkt. 

Ein wesentlicher Teil der Arbeit des Ernaehrungsbereiches liegt in den Gemeinschaftsaktionen, die bundesweit von allen 16 Verbraucherzentralen und dem Bundesverband geplant und durchgefuehrt werden. Um eine moeglichst grosse Effizienz zu erreichen, werden Konzeptionen und Materialien fuer Verbraucher und Multiplikatoren dabei in Arbeitsgruppen erstellt und dann in allen Verbraucherzentralen umgesetzt.

Da die Aktionen in der Regel auch rechtliche Aspekte beinhalten, werden beispielsweise Informationen über verbraucherschutzwidrige Praktiken von den Verbraucherzentralen gesammelt und dem Bundesverband zum Zweck der Abmahnung oder Klage zugeleitet. Besonders Werbung, z. B.  fuer dubiose Diaeten und Schlankheitsmittel oder Nahrungsergaenzungsmittel geben oft Anlass zu Beanstandungen. 

Unserioese Firmen koennen allerdings auch hier oft deswegen nicht belangt werden, weil sie in Deutschland lediglich ueber eine Briefkastenadresse verfuegen.

Neben Beratungen und Gemeinschaftsaktionen werden vom Ernaehrungsbereich auch zahlreiche Fortbildungsveranstaltungen fuer Multiplikatoren durchgefuehrt. Aktionen mit anderen Organisationen, wie Gesundheitsaemtern, Schulen, Alteneinrichtungen oder der Deutschen Welthungerhilfe gehoeren ebenso dazu wie die Arbeit in Gremien und eine offensive Oeffentlichkeitsarbeit.

Nicht unerwaehnt soll auch die Bau-/Wohnberatung bleiben, die sich mit Problemen rund ums Bauen von der Planung bis zur Einrichtung befasst. Da es auch in diesem Bereich eine Fuelle unserioeser Geschaeftspraktiken gibt, findet in diesen Faellen eine enge Zusammenarbeit mit dem Rechtsbereich, speziell der Anlageberatung und der Baufinanzierung statt.

Fazit:

In der Marktwirtschaft ist Verbraucherarbeit unersetzlich, stellt sie doch Markttransparenz her, deckt Misstaende auf und gibt den Konsumenten Hilfestellung bei ihren alltaeglichen Problemen.

5. Organisation und Aktivitäten des Zentralverbandes

der Verbraucherorganisationen Japans
Toshiko Kanda
Generalsekretärin SHODANREN.CJ Consumers Japan 

1. Gründungszweck des Zentralverbandes der Verbraucherorganisationen Japans

Förderung der Zusammenarbeit der Verbraucherorganisationen und der Verbraucherbewegung zum Zweck der Sicherung und des Schutzes der Rechte und des Lebens der Verbraucher .

2. Mitgliederorganisationen

42 Organisationen (Prinzipiell nur Verbände, es gibt jedoch auch das System der privaten Mitgliedschaft)

3. Aktivitäten 2003

(1) Überblick

  Im Jahre 2003 hat der „Regierungsausschuß zur Lebensqualität der Bürger“ (Social Policy Council) den Bericht zum „Leitbild der Verbraucherpolitik im 21. Jahrhundert“ vorgelegt. 

Damit begann die Diskussion über die Revision des Verbraucherschutzgrundgesetzes.   

Mit der Verabschiedung des „Basisgesetzes für Lebensmittelsicherheit“ wurde versucht, einen durchgreifenden Wandel der Lebensmitelsicherheitspolitik durchzusetzen. Im Jahre 2003 wurde somit eine grundlegende Reform der Verbraucherpolitik vorangetrieben. 

Für die Umsetzung dieses Wandels ist es notwendig, daß Verwaltung und  Unternehmen ihrer Verantwortung gerecht werden und die Verbraucherorganisationen aktiv ihre Kompetenzen stärken und ihre Aufgaben erfüllen . 

Für das Jahr 2003 wurden die folgenden Schwerpunkte festgelegt ;

1. Förderung der Diskussion über das „Leitbild der Verbraucherbewegung“  

2. Teilnahme an der Diskussion über die Verbraucherpolitik des 21. Jahrhunderts und Revision des Verbraucherschutzbasisgesetzes. 

3. Lobbyaktivitäten und Risikokommunikation zum Thema Verwaltungsreform im Bereich Lebensmittelsicherheit 

(2) Diskussion über das Konzept der Verbraucherbewegung 

     Im Themenfeld des Konzepts der Verbraucherbewegung wurden die folgenden Punkte als Schwerpunktthemen hervorgehoben.

· Definition der Verbraucherpolitik als grundlegende politische Maßnahme der Regierung 
· Vorbeugende Maßnahmen zum Schutz der Verbraucher und　　　　 Hilfsmaßnahmen für Verbraucher
· Förderung der Mitsprache der Verbraucher beim politischen Entscheidungsprozeß

Konkret wurden folgenden Maßnahmen festgelegt,
1 Maßnahmen gegen die zunehmenden Schadensfälle und die Diversifizierung der Problemfelder. 

2 Maßnahmen gegen die Unternehmensskandale

3 Förderung der Mitsprache der Verbraucher beim Entscheidungsprozeß in der Verbraucherpolitik 

(3) Teilnahme an der Diskussion über die Verbraucherpolitik des 21.Jahrhunderts

   Mitarbeit bei der Revision des Verbraucherschutzgesetzes.

   Ausarbeitung eines Gesetzentwurfs, in dem die Verbraucherrechte und die Reform des 

Umsetzungsplans der Regierung festgeschrieben ist. 

Dieser Gesetzentwurf wurde dem „Amt für Lebensqualität“ des Kabinettsbüros (Quality of Life Bureau) und der Projektgruppe für Verbraucherangelegenheiten der LPD vorgelegt.     

(4) Lebensmittelsicherheit 

 ①Aktive Mitarbeit im Komitee für Lebensmittelsicherheit, in den Gremien 

　 der Risikokommunikation des Gesundheitsministeriums und des Ministeriums für Land- und Forstwirtschaft sowie Fischereiwesen. Über einzelne konkrete Risikofälle wird bereits diskutiert. Hier ist der Aufbau eines entsprechenden Systems sowie Kommunikation und Zusammenarbeit mit den Experten notwendig. 

②In den Kommunen werden zunehmend Verordnungen zur Lebensmittelsicherheit 
beschlossen.

  Die lokalen Verbraucherorganisationen arbeiten bereits aktiv am Gesetzentwurf mit und 
machen Vorschläge.
 ③Angesichts des BSE Skandals in den USA hat unser Verband die japanische   Regierung dazu aufgefordert, eine Untersuchung alle Rinder, die aus den USA importiert werden und die vollständige Entfernung aller gefährdeten Körperteile zu verlangen.

(5) Sonstige Aufgaben; 

1.Realisierung eines Gesetzesbeschlusses zum Schutz von Personen, die   geheimgehaltene Informationen über Firmenskandale der Öffentlichekeit offenlegen (whistle-blower). 

2. Realisierung des Gesetzes zum Schutz personenbezogener Daten 

   3.Umsetzung der Rechtsreform, die dem Verbraucher die Inanspruchnahme von Rechtsschutz erleichtert

   4. Förderung der Verbraucherpolitik in den Kommunen 

   5. Auseinandersetzung mit Umweltproblemen, wie z.B. das Problem der Chemikalien 
6. System und Praxis des rechtlichen Verbraucherschutzes in Deutschland, insbesondere das Klagerecht der Verbraucherorganisationen
Helke HEIDEMANN-PEUSER
Referatsleiterin Wirtschaftsrecht, Verbraucherzentrale Bundesverband (vzbv)

Instrumente des rechtlichen Verbraucherschutzes in Deutschland

Individuelle und kollektive Möglichkeiten der Rechtsdurchsetzung für

Verbraucherverbände
Der rechtliche Verbraucherschutz hat in Deutschland eine jahrzehntelange Tradition. Neben den Möglichkeiten einer individuellen außergerichtlichen Rechtsdurchsetzung gibt es Instrumente des kollektiven Rechtsschutzes auf dem Gebiet des Wettbewerbsrechts (UWG), des Rechts der Allgemeinen Geschäftsbedingungen sowie im Falle der Verletzung verbraucherschützender Vorschriften. Darüber hinaus können Verbraucherverbände seit dem 01. Januar 2002 auch Forderungen, d.h. auf Geld gerichtete Ansprüche, für die Verbraucher aus abgetretenem Recht einklagen. Die über Jahre entwickelte Rechtsprechung auf dem Gebiet der Verbandsklage hat das Verbraucherrecht in Deutschland maßgeblich geprägt.

Während die Verbraucherverbände mit dem Klagerecht nach dem Rechtsberatungsgesetz erst noch Erfahrungen sammeln müssen, lässt sich bezüglich der UWG- und AGB-Unterlassungsklagen ein insgesamt positives Fazit ziehen.

Im Sinne eines effektiven vorbeugenden Verbraucherschutzes bedarf es allerdings zusätzlicher generalpräventiver Instrumentarien, um unlauteren Wettbewerb, insbesondere auch Erstverstöße, nachhaltig sanktionieren zu können. In der Diskussion um die Modernisierung des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb fordert der Verbraucherzentrale Bundesverband deshalb einen Gewinnabschöpfungsanspruch zugunsten der klagebefugten Verbraucherverbände, d. h. einen Anspruch auf Herausgabe solcher Gewinne, die aufgrund unlauterer oder irreführender Werbung erzielt wurden.
7. Einordnung und Bewertung der rechtlichen Instrumente des Verbraucherschutzes in Deutschland im Vergleich zur EU und anderen europaeischen Staaten
Prof. Dr. Hans-W. Micklitz
I.  Vorreiterfunktion der Bundesrepublik Deutschland
1.
Die UWG-Verbandsklage
2.
Die AGB-Verbandsklage
II.
Die Europäisierung des Verbandsklagerechts nach deutschem Vorbild
1.
Die Richtlinie 84/450/EWG irreführende Werbung
2.
Die Richtlinie 93/13/EWG missbräuchliche Vertragsklauseln in Verbraucherverträgen
3.
Die Fernabsatzrichtlinie 97/7/EG
4.
Die Richtlinie 98/27/EG grenzüberschreitende Unterlassungsklagen
5.
Verbandsklage als gemeinschaftsrechtliche Mindestschutzverpflichtung?
III. 
Die weitere Entwicklung: jenseits der Verbandsklage hin zur Schadens-ersatzklage?
1.
Verbandsklage auf kollektiven Schadensersatz in Frankreich, Griechenland und Großbritannien
2.
Der geplante Anspruch auf Abschöpfung von Unrechtsgewinnen im Rahmen der Reform des deutschen UWG
3.
Die österreichische Sammelklage
Ausblick
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